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ferenz den Willen erklärt, die Rote Flora zurückzukaufen. Der 
Konfl ikt um die Rote Flora war der zentrale Anlass der De-
monstration. 

»Ihr kriegt uns hier nicht raus! Das ist unser Haus« 
(Rio Reiser, Rauch-Haus-Song)
Seit 1989 besetzt, dient das Gebäude unter dem Motto »Flo-
ra bleibt unverträglich« als autonomes Stadtteilkulturzen-
trum, als Zentrum für Kunstaktionen und Stadtteilfeste, Ort 
politischer Diskussionen und Aktivitäten und des politischen 
Widerstands z.B. gegen Gentrifi zierung, Privatisierung des 
öffentlichen Raums, Herberge z.B. für das Archiv für soziale 
Bewegungen und eine Motorradreparaturwerkstatt, selbst fi -
nanziert über Konzerte und ähnliche Veranstaltungen. Nach 
längeren ergebnislosen Verhandlungen unter dem Druck von 
Räumungsandrohungen Anfang der 1990er Jahre und einer 
langen Phase konfl iktreicher De-facto-Duldung verkaufte der 
Senat das Gebäude im März 2001 kurzerhand an den Immo-
bilienhändler Kretschmer, um das Thema aus dem Wahlkampf 
herauszubekommen. Schills Aufstieg war damit nicht aufzu-
halten, er erhielt im September 2001 19,4% der Stimmen und 
wurde Innensenator.

Natürlich wurde die Stadt den Konfl ikt nicht los. Die provo-
kativen Verkaufs- und Räumungsandrohungen des inzwischen 
insolventen Immobilienhändlers sorgten zunehmend für Unru-
he, die aufgrund des großen Symbolgehalts der Roten Flora 
auch bundesweit mobilisierbar ist. Mit einem neuen Bebau-
ungsplan beabsichtigte die Stadt, Nutzungsänderungen und 
damit Verkaufsabsichten einen Riegel vorzuschieben, doch die 
Hoffnung, den Konfl ikt damit zu befrieden, konnte nicht aufge-
hen. Wie seine Vorgänger hat auch der heute regierende SPD-
Senat nicht nur die emotionalen, sondern vor allem die ratio-
nalen Aspekte des Konfl ikts um die Rote Flora unterschätzt. 

Die (nicht nur) bundesrepublikanische Geschichte kennt ei-
nige harte und gewaltträchtige Konfl ikte, in denen jugendliche 
Milieus mit traditionellen Vorstellungen gesellschaftlicher Ord-
nung und in der Folge mit der Staatsgewalt heftig an einander 
gerieten. Konfl ikte, in denen es um kulturelle Selbstbestim-

mung und Freiräume ging: die »Schwabinger Krawalle« 1962, 
der Kampf um das Georg-von-Rauch-Haus in Berlin Anfang 
der 1970er, die jahrzehntelange Auseinandersetzung um die 
»Freistadt Christiania« in Kopenhagen etwa und eben die Rote 
Flora. Gerade für das in jeder Hinsicht verdichtete städtische 
Leben spielt die Frage des Raums, des Ortes, der den eige-
nen Handlungsraum materiell ermöglicht und sichert, eine 
bedeutende Rolle. Es liegt nahe, dass der Blick auf öffent-
liches Eigentum fällt. Die Flora, vormals Konzerthaus, Theater, 
Kino, war seit 1964 in städtischem Besitz, an ein Discount-
Unternehmen vermietet, bis sich 1987 ein Musical-Produzent 
für das Gebäude interessierte, das er zu einem riesigen Mu-
sical-Theater ausbauen wollte. Aus der Auseinandersetzung 
um dieses Projekt entwickelte sich schließlich die Besetzung 
des Gebäudes. Indem der Senat 2001 aus Furcht vor dem 
rechtspopulistischen Law-and-Order-Mann Schill die Möglich-
keit einer Verhandlungslösung fallen ließ und die Flora privati-
sierte, hat er den legitimen Anspruch der vielfältigen Nutzer-
gruppen auf die Nutzung öffentlichen Eigentums schleichend, 
aber wirksam delegitimiert. Nur wenige Jahre später beschloss 
die Bürgerschaft einstimmig, der gutbürgerlichen Gesellschaft 
die Elbphilharmonie zu erbauen – rund 800 Millionen Euro sind 
es inzwischen, die aus dem städtischen Haushalt für diesen 
Kulturtempel verausgabt werden sollen. Das steht sachlich in 
keinerlei vernünftigem Verhältnis zu dem, was die Stadt für 
widerständige Jugend und ihren Anspruch auf kulturelle Frei-
räume zur Verfügung zu stellen bereit ist.

Die jetzige Ankündigung, die Rote Flora kaufen zu wollen, 
weckt die Hoffnung auf einen Kurswechsel – wenn damit die 
Absicht verbunden ist, den durch die Nutzerinnen und Nutzer 
selbstbestimmten Gebrauch der Roten Flora als legitimen An-
spruch sichern zu wollen. 

»Die Stadt gehört allen«
Im Ranking von »Mehr Demokratie« nimmt Hamburg in Sachen 
direkter Demokratie mit zahlreichen Volksentscheiden die Spit-
zenposition ein. Tatsächlich gibt es ein recht fortschrittliches 
Volksgesetzgebungsverfahren und ein Transparenzgesetz, das 

D
em

on
st

ra
ti

on
 a

m
 1

8.
1.

20
14

 (F
ot

o:
 M

ic
ha

el
 J

oh
o)



DIE LINKE.Fraktion in der Hamburgischen Bürgerschaft Sudmann/Golke | BürgerInnenbrief 22.1.2014 Seite 3 

Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Tim Golke (040/28 57 69 10 | tim.golke@
linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

die Kontrolle der Verwaltung durch die Öffentlichkeit enorm 
erleichtert. Doch die (gescheiterte) Demonstration mit ihren 
drei zentralen Anliegen – »Die Stadt gehört allen! Refugees, 
Esso-Häuser und Rote Flora bleiben« – lenkt den Blick auf ein 
grundlegendes Problem. 

Wie wir in dieser Stadt (zusammen)leben wollen, wie viel-
fältige Lebensstile und Lebensentwürfe zur Geltung kommen 
können, ist eine zentrale Frage, die durch permanente Aus-
handlungsprozesse beantwortet wird. Es geht um das weite 
Feld der Partizipation. Solche Aushandlungsprozesse, in denen 
es schon mal ordentlich zur Sache geht, können nur funktio-
nieren, wenn die Stadt, die Verwaltung nicht als Machthaberin 
agiert, die entscheidet, sondern als Sachwalterin. Das gilt für 
den von einem erheblichen Teil der Stadtgesellschaft gefor-
derten solidarischen Umgang mit den Lampedusa-Flüchtlin-
gen ebenso wie für die Problematik der ESSO-Häuser (www.
initiative-esso-haeuser.de/) und des »Rechts auf Stadt«. Wenn 
der Bürgermeister der großen Solidaritätsbewegung mit den 
Lampedusa-Flüchtlingen am Vortag der Demonstration das 
Recht abspricht, ihn und seine Flüchtlingspolitik zu kritisieren 
(Mopo, 20.12.2013), wenn sich der Innensenator nach dem 
21. Dezember zu der absurden Behauptung versteigt, dass es 
in Hamburg kein konkretes politisches Problem gibt, dann gibt 
der Senat den Machthaber, der die Interessen und das Enga-
gement von Bürgerinnen und Bürgern für nichtig erklärt und 
ihr Recht auf Partizipation negiert. Dann bleibt zur Lösung der 
bestrittenen, aber sehr realen Konfl ikte letztlich nur die Poli-
zei. In diese Situation hat sich der Senat manövriert und aus 
dieser Situation muss er sich jetzt herausarbeiten.

Die Gewaltfrage
Die modernen Stadtgesellschaften sind auf zivilisatorische Pro-
zesse angewiesen, die entgleisen können. Dann ist die Wende 
zurück zu zivilgesellschaftlich tragbaren Verkehrsformen not-
wendig, aber nicht einfach. Derzeit gibt es vor allem aus den 
Reihen der SPD massive Versuche zu Aufrufen und Resolutio-
nen, die die »anständige« Gesellschaft, die sich »Hamburg 
gegen Gewalt«-Aufrufen anschließt, gegen den Rest, der sich 
solchen Aufrufen aus unterschiedlichen Gründen nicht an-

schließt, zusammenschmieden soll. Das ist für die notwendige 
Rückkehr zu zivilgesellschaftlich tragbaren Verkehrsformen 
nicht hilfreich. Schon die kritische Auseinandersetzung mit 
Polizeimaßnahmen wurde in den vergangenen Wochen stets 
als Unterstützung für Gewalt interpretiert, mochte die Abgren-
zung noch so deutlich ausfallen. Als ginge es der Kritik darum, 
das staatliche Gewaltmonopol theoretisch in Frage zu stellen, 
um Gewalt zu legitimieren. Aber es geht nicht um Legitimation 
von Gewalt. Vielmehr ist mit der Tatsache umzugehen, dass 
das staatliche Gewaltmonopol seine Funktion, Gewalt aus der 
Gesellschaft zu verbannen, nie vollständig und nie endgültig 
erfüllt, wie tagtägliche individuelle Gewalt ebenso wie zahl-
reiche inner- oder zwischenstaatliche Gewaltausbrüche kollek-
tiver Art belegen. Deshalb sei, so der Kriminologe Fritz Sack 
(in: »Demokratisierung der Polizei«, hrsg. von der Fraktion DIE 
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,), der Kampf gegen 
Gewalt prekär und eingedenk seiner politisch und anthropolo-
gisch allgegenwärtigen Latenz zu führen. Unabhängig von der 
politischen und strafrechtlichen Aufarbeitung der Vorkomm-
nisse rund um den 21. Dezember hängt der Erfolg der Aus-
einandersetzung mit der Gewalt nicht zuletzt davon ab, dass 
die zugrundeliegenden Konfl ikte, die ihre Dynamik ausgelöst 
haben, anerkannt, politisch angegangen und gelöst und nicht 
bestritten und unterdrückt werden. Und davon, dass die insti-
tutionelle Kontrolle der Institution, die Trägerin des staatlichen 
Gewaltmonopols ist, wahrgenommen wird. 

Vor wenigen Tagen ist eine Volksinitiative gestar-
tet, die darauf abzielt, sämtliche »Gefahrengebiete« 
in Hamburg abzuschaffen und das zugrundeliegende 
Gesetz über die Datenverarbeitung der Polizei ent-
sprechend abzuändern. 

In den nächsten Wochen sollen Unterschriften 
gesammelt werden, um letztlich einen Volksent-
scheid darüber herbeizuführen. 

Die Unterschriftenliste und mehr Informationen: 
www.gefahrengebiete-abschaffen.de/
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Lampedusa: Wir sind hier, um zu bleiben!

Das Ringen um einen Aufenthaltsstatus für die Lampedusa-
Flüchtlinge geht weiter. Wir dokumentieren den Aufruf des 
UnterstützerInnenkreises für die nächste Demonstration am 
Samstag, 25. Januar.

Egal, was der Hamburger Senat über die Medien verbreiten 
lässt, unsere existenzielle Notlage, aber auch unsere Ent-
schlossenheit, unsere Rechte zu erlangen, haben sich nicht 
verändert.

Es ist immer wieder erschreckend, wie plump die Bevölke-
rung über die Wahrheit belogen oder getäuscht wird. Obwohl 
unser Protestzelt nach wie vor am Steindamm steht und tags-
über Treffpunkt für unsere Gruppe der libyschen Kriegsfl ücht-
linge »Lampedusa in Hamburg«, aber auch für andere Flücht-
linge, MigrantInnen und SympathisantInnen ist, behauptet die 
Innenbehörde, das »Problem« Lampedusa in Hamburg hätte 
sich gelöst. Obwohl wir nach wie vor auf vielen Veranstal-
tungen eingeladen sind, über uns und unseren Überlebens-
kampf zu sprechen, will der Senat die Öffentlichkeit über unse-
re Existenz in der Stadt Hamburg täuschen. Vor allem möchte 
der Senat sich von der Kritik befreien, dass er uns fortgesetzt 
schwerem Leiden aussetzt, indem er uns unsere Menschen-
rechte verweigert.

Dazu werden dann auch Beschreibungen von uns in die Me-
dien gebracht, die die Wahrheit über unsere Geschichte auf 
den Kopf stellen und die dazu dienen, ein Verständnis in der 
Bevölkerung für unsere Forderungen und unseren Protest ne-
gativ zu beeinfl ussen. Es ist eine bewusste Lüge des Innense-
nators Neumann, und es zeugt erneut von der rassistischen 
Grundhaltung uns gegenüber, wenn der Innensenator im In-

terview mit der Tageszeitung »die taz« uns als »Arbeitsimmi-
granten aus Westafrika« bezeichnet. Selbst die Zeitungsredak-
tion, obwohl sie oft über uns und unsere Geschichte berichtet 
hat, übernimmt dies widerspruchslos.

Viele halten krampfhaft fest an einem Wunschbild eines 
humanistischen, aufgeklärten, zivilisierten, demokratischen 
Europas. Dazu passt nicht, dass wir, die ehemaligen Arbeiter 
in Libyen und Opfer des Kriegs und der Intervention der NATO, 
heute auf Europas Straßen vegetieren. Die Heuchelei über 
Menschenrechte und Demokratie wird durch unsere Anwe-
senheit in Hamburg, einer der reichsten Städte Europas, und 
durch unsere elende Lage hier, offensichtlich. Deshalb wird 
die Wahrheit über unsere Geschichte, über unsere Vertreibung 
und Flucht von unserem Kontinent und über die Verantwor-
tung, die Europa darin trägt, unterdrückt.

Wir sind Kriegsfl üchtlinge, Überlebende des NATO-Kriegs in 
Libyen. Wir hatten nie die Absicht, nach Europa zu kommen. 
Wir hatten Arbeit und genug Einkommen, um uns und unsere 
Familien zu versorgen. Heute sterben Familienangehörige, weil 
wir trotz der Anerkennung des Flüchtlingsstatus in Italien nicht 
die Möglichkeit und in den anderen Ländern der EU nicht die 
Erlaubnis bekommen zu arbeiten. Wir sind keine Arbeitsimmi-
granten, wir sind hier, weil Europas Interessen mit Hilfe der 
NATO unsere Existenzgrundlage in Libyen zerstört haben.

Wir sind hier und wir bleiben hier. Daran hat sich nichts ge-
ändert. Mit den massiven rassistischen Kontrollen im Herbst 
letzten Jahres sollte unsere Abschiebung nach Italien erzwun-
gen werden. Die große Empörung und die vielfältigen Proteste 
aus der tatsächlich aufgeklärten Hamburger Bevölkerung 
halfen, die Angriffe auf unser Leben abzuwehren. Wir sollten 
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gezwungen werden, eine Duldung zu beantragen unter der An-
kündigung, dass unsere Gründe ohnehin nicht anerkannt wer-
den. Wir lassen uns nicht abschieben. Wir verteidigen unser 
Recht auf Arbeit und Leben in Hamburg.

Nur einige wenige von uns haben sich der trügerischen 
Hoffnung und der falschen Beratung hingegeben, dass die 
Beantragung einer Duldung vielleicht eine individuelle Lösung 
bringen könnte. Doch wachsen bei ihnen schon wieder die 
Zweifel. Hieß es zuvor, dass sie eine Duldung für zwei Monate 
und danach für sechs Monate erhalten, haben sie wieder nur 
eine Verlängerung für zwei Monate erhalten. Das Arbeitsver-
bot besteht für sie weiterhin.

25 Personen der Gruppe der libyschen Kriegsfl üchtlinge 
»Lampedusa in Hamburg« haben diesen Weg gewählt. Alle an-
deren Mitglieder der Gruppe lehnen dies ab. 25 Personen der 
Gruppe der libyschen Kriegsfl üchtlinge »Lampedusa in Ham-
burg« wurden durch die Festnahmen bei den rassistischen 
Kontrollen gezwungen, über ihre Rechtsanwälte Anträge auf 
Aufenthaltserlaubnis zu stellen. Wir sind über 300 Personen, 
die weiterhin die Anerkennung unserer Rechte und eine Grup-
penlösung nach § 23 Aufenthaltsrecht fordern.

Wir überleben weiterhin dank der großen Unterstützung aus 
der Bevölkerung in Hamburg. Viele Menschen haben uns für 
die Zeit des Winters Unterkunft gegeben. Unsere Entschlos-

senheit, unsere traumatische und erzwungene Reise in Ham-
burg zu beenden, ist ungebrochen. Die Ungerechtigkeit, die 
uns geschieht, hat eine große Solidarität mit uns geschaffen. 
Nicht »Lampedusa in Hamburg« ist das Problem. Das Problem 
ist die Haltung des Senats und sein Verstecken hinter Geset-
zen, die dafür sorgen, dass wir und unsere Familien leiden.

Wir danken allen Menschen in der Stadt und darüber hi-
naus, die an unserer Seite stehen. Wenn wir zusammen stark 
bleiben, sind wir zuversichtlich, im neuen Jahr 2014 eine kon-
krete Veränderung und Verbesserung unserer Situation zu er-
reichen. Wir lassen uns nicht spalten. Wir fordern eine Grup-
penlösung, die alle von uns einschließt. Wir sind alle gleich, wir 
haben die gleiche Geschichte und das gleiche Leid erfahren.

Wir haben nicht den NATO Krieg in Libyen überlebt, um auf 
Europas Straßen zu sterben.

Anerkennung unserer Rechte – Anerkennung unserer Grup-
pe der libyschen Kriegsfl üchtlinge »Lampedusa in Hamburg« 
nach §23 Aufenthaltsgesetz!

Lampedusa: Solidemo, Samstag, 25. Januar, 
14.00 Uhr, Kemal-Altun-Platz, Altona
Mehr unter http:////lampedusa-in-hamburg.tk/

Engagement und Beteiligung absichern!
Von Heike Sudmann

BürgerInnenbeteiligung und Partizipation sind schon seit län-
gerem in aller Munde. Gerade hat die Behörde für Stadtent-
wicklung und Umwelt (BSU) eine neue, immerhin 42seitige 
Broschüre mit dem Titel »Hamburg gemeinsam gestalten. 
Bürgerbeteiligung und -information in der Stadtentwick-
lung« herausgegeben (s. unter Publikationen: www.hamburg.

de/bsu). In diesem Material sind allerlei wichtige und rich-
tige Aspekte aufgeführt, BürgerInnen als Mitwirkende, For-
men der Beteiligung, Erfolgskriterien usw. Auffällig ist aller-
dings, das den seit Ende der 1970er Jahre in verschiedenen 
Vierteln wirkenden Sanierungs-, Quartiers- und Stadtteilbei-
räten auf Seite 11 mal gerade ein Verweis in einer Klammer 
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gewidmet ist: »In Gebieten der Integrierten Stadtteilentwick-
lung (...) ist die kontinuierliche Mitarbeit der Bewohnerinnen 
und Bewohner ein Grundprinzip (z.B. über Beiräte). In diesen 
Gebieten bestehen besonders günstige Bedingungen für die 
Bürgerbeteiligung, u.a. weil dort die fi nanziellen Ressourcen 
zur Verfügung stehen, die aufwändigere Beteiligungsverfah-
ren erfordern – oder ein rechtliches Instrumentarium, um die 
Entwicklungsziele umzusetzen.« 

Diese zehn dürren Zeilen werden den Beiräten in keiner 
Weise gerecht, und sie ignorieren auch, dass viele Gremien – 
größerenteils zusammengeschlossen im Netzwerk Hamburger 
Stadtteilbeiräte – aktiv geworden sind, nicht nur für ihren Er-
halt, sondern auch deren Verstetigung und Ausweitung aktiv 
zu streiten. Die entwickelten Positionen haben sich mittler-
weile in zwei Resolutionen niedergeschlagen, die in früheren 
Ausgaben des BürgerInnenbriefes abgedruckt waren und auf 
dem aktuellen Stand z.B. auf der Website www.ev-stgeorg.de 
eingesehen werden können. 

DIE LINKE ist angetreten, mehr Demokratie nicht nur zu 
wagen, sondern auch rechtlich und fi nanziell zu verankern. 
Als Linksfraktion hatten wir in der Bürgerschaft bereits im 
Herbst 2012 einen Antrag gestellt, die Beiräte zu einem Grund-
pfeiler der Stadtteildemokratie zu machen und diese auf eine 
feste, langfristige und fi nanziell auskömmliche Basis zu stel-
len (Bürgerschafts-Drucksache 20/2194 vom 11.11.2011). Er 
wurde mit den Stimmen der SPD, CDU, FDP und GAL abge-
lehnt. Doch wir wollen es damit nicht bewenden lassen und 
stellen nun im Hinblick auf die in einem dreiviertel Jahr an-
liegenden Haushaltsberatungen 2015/2016 erneut einen An-
trag, der weiter unten zu fi nden ist. Doch an dieser Stelle will 
ich noch einmal die Gelegenheit nutzen, grundsätzlich die Be-
deutung der Beiratsgremien zu unterstreichen. 

BürgerInnenbeteiligung, Partizipation, Bürger- und Volks-
begehren – das sind lauter gängige Begriffe, die heute zu 
den programmatischen Aussagen quasi jeder Partei gehö-
ren, denn ohne »das« geht es in der Metropolengesellschaft 
im 21. Jahrhundert nicht mehr. Die neue Broschüre der BSU, 
das neue Beteiligungsverfahren in Wilhelmsburg, das Netz-
werk Recht auf Stadt und das Netzwerk Hamburger Stadt-
teilbeiräte, Aktivoli usw. usf. – all das unterstreicht, dass 
Menschen mehr mitreden und mitentscheiden, dass sie sich 
einbringen und engagieren wollen. Das verdient verstärkte 
Aufmerksamkeit.

Sanierungs-, Quartiers- und Stadtteilbeiräte blicken in 
Hamburg auf eine inzwischen langjährige Geschichte zu-
rück. Der erste Sanierungsbeirat entstand 1979 in St. Georg 
(es gibt ihn noch heute – als Stadtteilbeirat), viele weitere 
Gremien dieser Art folgten (und arbeiten großenteils auch 
noch gegenwärtig). Zurzeit gibt es gut 50 Gremien dieser Art. 
Sie sind allerdings sämtlich bedroht, das eine heute, das an-
dere morgen, weil die Gremien in die Logik des Rahmenpro-
gramms Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) eingebunden 
sind und die fi nanzielle Absicherung der BürgerInnenbetei-
ligung sowie der Gremienbetreuung nach einem mehr oder 
weniger langen Förderzeitraum auch wieder ausläuft. Was 
in den letzten Jahren klaglos hingenommen wurde – besten-

falls versuchten BürgerInnen, einen Beirat auch ohne Förde-
rung und Anerkennung fortzuführen –, trifft seit anderthalb 
Jahren auf den Widerspruch von vielen von der Aufl ösung 
bedrohten Beiratsgremien. 18 von ihnen haben mittlerweile 
eine »Zweite Resolution« des Netzwerks Hamburger Stadtteil-
beiräte unterzeichnet. 

In den gut 50 Beiratsgremien kommen regelmäßig – viele 
monatlich, einige in größeren Abständen – mehr als 1.000 
Menschen zusammen. Diese große Anzahl von engagierten 
BürgerInnen bildet in vielen Quartieren das Rückgrat der 
Partizipation vor Ort, das sind die Fachleute, ohne oder gar 
gegen die in den Vierteln nichts wirklich geht. Die Gremien 
und die darin beteiligten Menschen, die BesucherInnen und 
QuartiersbegleiterInnen sind es wert, stärker in der öffent-
lichen Wahrnehmung Berücksichtigung zu fi nden.

All dem dient der Antrag der Fraktion DIE LINKE, näm-
lich eine vorhandene und jahrzehntelang erprobte Form der 
BürgerInnenbeteiligung abzusichern und zu verstetigen. Da-
für treten wir Linke ein, auch zu den Bezirksversammlungs-
wahlen im Mai dieses Jahres.

Antrag der Linksfraktion 
an die Hamburgische Bürgerschaft
Drucksache 20/10230 vom 5.12.2013
Betr.: Die Quartiers- und Stadtteilbeiräte erhalten und verste-
tigen! 

»Bürgerbeteiligung und -information sind zentrale Be-
standteile von Stadtentwicklungsprozessen«, heißt es in der 
im Oktober 2013 von der BSU herausgegebenen Broschüre 
»Hamburg gemeinsam gestalten« (Seite 38). Und weiter »Es 
stellt sich nicht mehr die Frage des »ob«, sondern vielmehr des 
»wie« und »wie viel«. In der Tat geht es um die Absicherung und 
Verstetigung funktionierender Bürger/innenbeteiligung, ohne 
die eine demokratische Metropolengesellschaft im 21. Jahr-
hundert weder denkbar noch regierbar ist. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt das Engagement von Men-
schen in den Sanierungs-, Quartiers- und Stadtteilbeiräten 
wachsende Bedeutung. Viele Hundert Menschen kommen re-
gelmäßig in den gut 50 Gremien dieser Art zusammen, teilwei-
se bereits seit Jahrzehnten, wie im ältesten, dem Stadtteilbei-
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10 Jahre HartzIV: Wie kritisch ist das IAB? 
Von Meinulf Krön und Tim Golke

Das IAB ist die Forschungseinrichtung der Bundesagentur für 
Arbeit. Dieses Institut hat nun unter dem Titel »Richtfest« ei-
nen Sammelband zu »Zehn Jahren Agenda 2010 – ein Besuch 
auf der Reformbaustelle« veröffentlicht. Wer gedacht hat, 
dass die Agenda 2010 und damit HartzIV nur hochgejubelt 
wird, sieht sich hier zumindest teilweise überrascht.

Als erstes zusammenfassendes Fazit wird benannt, dass die 
Arbeitsmarktreformen zwar mit einer nachhaltigen Verringe-
rung der Arbeitslosigkeit, aber auch mit einem Mehr an Loh-
nungleichheit und atypischer Beschäftigung einhergegangen 
seien. Die Hartz-Reformen hätten an den Bereichen Arbeits-
angebot, Arbeitsnachfrage und Ausgleichsprozess mit unter-
schiedlicher Wirkung angesetzt. In der Weltwirtschaftskrise 
hätten die Betriebe dann ihre Kernbelegschaften auch nur 
mithilfe von Arbeitszeitkonten, Kurzarbeit und tarifl ichen 
Bündnissen halten können. Der Abbau der Arbeitslosigkeit 
sei nicht etwa dadurch erreicht worden, dass Maßnahmen ak-
tiver Arbeitsmarktpolitik besonders stark ausgebaut worden 
wären, denn auch die so genannte Unterbeschäftigung sei 
entsprechend zurückgegangen. Es wird nach wie behauptet, 
dass aufgrund der mit den Hartz-Reformen erzwungenen hö-
heren Konzessionsbereitschaft, der größeren Flexibilität für 
Unternehmen und der schwachen Lohnentwicklung neue 
Stellen geschaffen worden seien. Zugegeben wird, dass durch 
die höhere Flexibilität für ArbeitgeberInnen auch wesent-
liche Teile des Beschäftigungsrisikos auf die ArbeitnehmerIn-
nenseite verschoben worden sind, und zwar insbesondere auf 
Geringqualifi zierte. Atypische Erwerbstätigkeit in Form von 
Leiharbeit, befristeter Beschäftigung und Minijobs habe zu-
genommen. Dies sei mit Abstrichen bei Umfang, Dauer und 

Entlohnung einhergegangen, wenn auch mit etwas gestie-
genen Chancen auf soziale Teilhabe. Weiterhin eingestanden 
werden nunmehr die »Drehtüreffekte«, bei denen prekär Be-
schäftigte oftmals wieder arbeitslos werden und erneut auf 
Grundsicherungsleistungen angewiesen sind. Und zugegeben 
wird endlich, dass die Reallöhne am unteren Ende der Ein-
kommensskala im Zuge der Hartz-Reformen unverhältnismä-
ßig geschrumpft sind. 

Folgende Handlungsempfehlungen gibt das IAB an die Po-
litik: Die Betriebe sollten angehalten werden, die heute schon 
geltende Regelung auch anzuwenden, dass Beschäftigte, die 
ihre Arbeitszeit aufstocken wollen, bei gleicher Eignung den 
Vorzug vor externen BewerberInnen erhalten müssen. Mini-
jobs und Leiharbeit sollten stärker mit Anreizen versehen 
werden, um die »Sprungbrettfunktion« zu stärken und auch 
zu nutzen. Ein »moderater« Mindestlohn wird ebenso gefor-
dert wie verbesserte Hinzuverdienstregelungen bei HartzIV. 

Alles in allem nichts wirklich Neues, obwohl das IAB die 
Situation in Deutschland im Detail realitätsgerechter bewer-
tet als bislang. Für DIE LINKE ist dagegen Erwerbslosigkeit 
vor allem auf fehlende »normale« Arbeitsplätze zurückzufüh-
ren. HartzIV stellt Erwerbslose unter den Generalverdacht, 
nicht arbeiten zu wollen. Diese Sichtweise lehnen wir ab. Zur 
Überwindung von HartzIV fordert DIE LINKE:
■ Eine Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik, die mög-

lichst allen Menschen eine dauerhafte und Existenz si-
chernde Beschäftigung gewährleistet. Vollzeitbeschäftigte
dürfen nicht auf HartzIV angewiesen sein. Daher fordert
DIE LINKE einen gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro/
Stunde.
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■ Die sofortige Anhebung des HartzIV-Regelsatzes auf 500 
Euro. Wir wollen ein Konzept einbringen, in dem keine 
Mindestsicherung mehr unter 1.050 Euro liegt. 

■ Kurzfristig müssen auch die Kinderregelsätze deutlich an-
gehoben werden. Der Bedarf für Kinder muss eigens er-
mittelt werden. Perspektivisch soll eine Kindergrundsiche-
rung Kinder und Jugendliche eigenständig absichern. 

■ Statt des unwürdigen, gutscheinbasierten »Bildungspäck-
chens« der Bundesregierung fordert die Fraktion DIE 
LINKE einen fl ächendeckenden Ausbau der notwendigen 
sozialen Infrastruktur und kostenfreies Mittagessen für 
alle Kinder und Jugendlichen. 

■ Die unwürdige Behandlung von erwerbslosen Menschen 
muss auch in anderen Punkten beendet werden: Die Sank-
tionen müssen abgeschafft werden, die Bedarfsgemein-
schaft durch ein individuelles Recht unter Berücksichti-
gung der gesetzlichen Unterhaltsverpfl ichtungen ersetzt 
werden. Zwangsumzüge und Schnüffeleien im Privatleben 
lehnen wir ab. 

■ Ein-Euro-Jobs müssen durch qualitativ hochwertige öffent-
lich geförderte Beschäftigung ersetzt werden. Diese muss 
freiwillig, voll sozialversicherungspfl ichtig und wenig-
stens zum gesetzlichen Mindestlohn entlohnt sein. Die Ar-
beitsförderung ist auf nachhaltige Arbeitsförderung und 
Vermittlung in gute Arbeit auszurichten. Die Aus- und Wei-
terbildung von Erwerbslosen sowie von Beschäftigten wol-
len wir ausbauen. 

Nachtrag: Aus der BASFI nichts Neues zur KdU
Auch zum Redaktionsschluss dieser Ausgabe hat die Behörde 
für Arbeit, Soziales, Familie und Integration die Fachanwei-
sungen zu Kosten der Unterkunft (KdU) bei Hartz IV und Sozi-
alhilfe nicht an den neuen Mietenspiegel angepasst (ausführ-
lich dazu im letzten BürgerInnenbrief).

Die Fraktion DIE LINKE wird sich für eine zeitnahe Befas-
sung der überwiesenen Anträge in der Bürgerschaft einset-
zen und den Senat weiter unter Druck setzen.

Was verschleiert der Sozialbericht Hamburg?
Von Joachim Bischoff

Die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 
(BASFI) hat zum Jahresende 2013 einen Bericht vorgelegt, 
der die Lebenslagen insbesondere der Hamburger Familien 
und SeniorInnen darstellt. Aufgezeigt werden soll, in wel-
chen Feldern Sozialpolitik die Hamburgerinnen und Ham-
burger unterstützt und fördert. Solche Berichte markieren 
in Hamburg stets auch politische Grenzziehungen und Gra-
benkämpfe. Etwa zur selben Zeit hatte auch der Paritätische 
Wohlfahrtsverband seinen Jahresbericht vorgelegt. Tenor des 
Berichts: Deutschland war noch nie so gespalten wie heute. 
Die Kluft zwischen reichen und armen Bundesländern öff-
net sich: »Ganze Regionen befi nden sich in einer Abwärtsspi-
rale.«

Der Geschäftsführer Schneider konstatiert: Die Armut ist 
auf einem Rekordhoch, das Land sozial und regional tief zer-
rissen. »Sämtliche positiven Trends aus den letzten Jahren 
sind zum Stillstand gekommen oder haben sich gedreht.« Die 

Kluft zwischen bundesdeutschen Wohlstandsregionen auf 
der einen und Armutsregionen auf der anderen Seite wachse 
stetig und deutlich. »Deutschland war noch nie so gespalten 
wie heute.«

Und was steuert die von der SPD geführte BASFI zu dieser 
Debatte bei? Der Beitrag ist wahrlich bescheiden. Denn die 
These des Hamburger Berichts lautet: »Weite Teile der Ham-
burger Bevölkerung können an Bildung und Arbeit teilhaben 
und sind ökonomisch abgesichert. Dies betrifft sowohl die un-
tersuchte Gesamtbevölkerung als auch die besonders in den 
Blick genommenen Familien und die ältere Generation. Der 
anhaltende Beschäftigungszuwachs und die trotz der Banken- 
und Schuldenkrise robuste Realwirtschaft waren hierfür die 
Basis. Die Bevölkerung wie auch der Lebensstandard in Ham-
burg wachsen; immer mehr Menschen haben Zugang zu hö-
herwertiger Bildung gefunden und damit die Voraussetzungen 
für eine nachhaltige Teilhabe an Arbeit und Wohlstand er-

H
am

bu
rg

er
 C

it
y,

 D
ez

em
be

r 
20

13
 (F

ot
o:

 C
. H

an
ne

n)



DIE LINKE.Fraktion in der Hamburgischen Bürgerschaft Sudmann/Golke | BürgerInnenbrief 22.1.2014 Seite 11 

Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Tim Golke (040/28 57 69 10 | tim.golke@
linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

halten. Soziale Notlagen und Armutsgefährdung lassen sich 
relativ eindeutig an bestimmten Lebenslagen identifi zieren. 
Dazu zählen die Alleinerziehenden, Personen in atypischer 
Beschäftigung sowie kinderreiche Familien mit mangelnder 
berufl icher Qualifi kation der Eltern.«

Keine soziale Spaltung in Hamburg. Von einer Kluft von 
reichen und armen Wohnquartieren kann in der reichsten Re-
gion angeblich keine Rede sein. Und selbst wenn wir den Blick 
von den weiten Teilen der Bevölkerung auf die bestimmten 
Lebenslagen richten, können wir total beruhigt sein. 

»Trotz zunehmender Ungleichverteilung ist die Armutsge-
fährdung in Hamburg rückläufi g.
■ Das Armutsrisiko der Gesamtbevölkerung Hamburgs blieb 

im Zeitraum 2000 bis 2010 weitgehend unverändert. Es lag 
in fast allen Jahren zwischen 13 und 14%, im Jahr 2010 bei 
13%. Im Bundesgebiet lässt sich im Vergleichszeitraum da-
gegen eine leicht steigende Tendenz von 13% auf 15% be-
obachten. Für Hamburg ist über die letzten Jahre hinweg 
eine günstigere Entwicklung in Bezug auf die Vermeidung 
von Armutsrisiken als im Bundesgebiet zu konstatieren.

■ Das Armutsrisiko ist insbesondere zwischen der Bevöl-
kerung mit Migrationshintergrund und der Bevölkerung 
ohne Migrationshintergrund ungleich verteilt. So haben 
in Hamburg MigrantInnen ein deutlich überdurchschnitt-
liches Armutsrisiko, auch wenn es seit 2005 rückläufi g ist 
(über 30% in 2005, über 25% in 2010).

■ Überdurchschnittlich häufi g von Armut bedroht sind Kin-
der. Aber auch hier ist die Quote von ca. 23% in 2005 auf 
unter 20% in 2010 rückläufi g.

■ Ein vergleichsweise geringes Armutsrisiko haben dagegen 
die über 64-Jährigen mit gleichbleibend ca. 8% im Betrach-
tungszeitraum.«

Was also ist die Botschaft der Behörde? Trotz zunehmender 
Ungleichheit in der Einkommensverteilung ist die Armuts-
gefährdung rückläufi g. Alles im Lot. Wenn die Hamburger 
Presse von wachsenden Armutsproblemen berichtet, dann 
sind dies nach dieser Lesart »aufgebauschte Einzelfälle«. Und 
es ist auch bewiesen: Die Hamburger Sozialpolitik ist fundiert 
und es gibt keine Probleme.

Selbst die Bild-Zeitung hält gegen diese Interpretation: »Ro-
thenburgsort kommt nicht aus dem Elend, bleibt das Schluss-
licht unter Hamburgs 104 Stadtteilen. Die bittere Wahrheit: 
Hier im Osten der Stadt lebte Ende 2012 quasi jeder Dritte 
(29,2 Prozent der Bevölkerung, 3.042 Menschen) von Sozial-
leistungen wie z.B. Hartz IV oder Grundsicherung. (...) Trau-
riger Rekord: In Billstedt leben 2.444 Kinder unter 7 Jah-
ren von Sozialleistungen. In der ganzen Stadt sind es 24.951. 
Schlimm: In Rothenburgsort/Billbrook (53,4 Prozent) und 
Hammerbrook (51,6 Prozent) sind sogar mehr als die Hälfte 
der Kinder unter sieben auf staatliche Unterstützung ange-
wiesen. Im Westen und Norden Hamburgs sieht es wesent-
lich besser aus: Kaum Sozialhilfeempfänger leben in Blanke-
nese (1,2 Prozent), in Othmarschen (1,3 Prozent), Eppendorf 
(4,3 Prozent) und Winterhude (6,6 Prozent).«

Die These von der rückläufi gen Armutsgefährdung ist 
ziemlicher Quatsch. In Hamburg hat sich die Politik die Ver-

tiefung der sozialen Spaltung eine Zeitlang schönreden kön-
nen, weil die Armutsquote in einigen Jahren gegen den Bun-
destrend leicht gesunken ist. Der sprunghafte Anstieg des 
Anteils armer Menschen in der Stadt in 2011 (von 13,3 auf 
14,7%) hat dieser Sichtweise dann aber den Boden entzogen. 
Auch 2012 lag Hamburg mit einer auf 14,8% gestiegenen Ar-
mutsquote im Bundestrend. Misst man die Armutsquote an 
dem Durchschnitt (Median) der Einkommen im Bundesland 
Hamburg, wofür es viele gute Argumente gibt (vor allem be-
rücksichtigt er die regionalen Lebenshaltungskosten), lag sie 
2012 sogar bei 17,7% – und erreicht damit den Spitzenwert 
hinter Bremen.

Schon der Augenschein belegt: Der Unterschied zwischen 
den Stadtteilen wächst immer weiter. Der Sozialbericht ist 
eine aufwändige Verschleierungsoperation, mit der gezeigt 
werden soll: Der SPD-Senat verwaltet die Armut vorzüglich. 
Die städtische Sozialpolitik hat alles im Griff.

Vor wenigen Jahren hatte die Sozialdemokratie noch eine 
völlig andere Sichtweise. Sie forderte auf der Straße und in 
der Bürgerschaft von der damaligen bürgerlichen Herrschaft 
eine realitätstüchtige Berichterstattung: Der Senat wird aufge-
fordert, »die Berichterstattung über die Entwicklung von Ar-
mut, Obdachlosigkeit, Sozialhilfebedürftigkeit und die ›Hilfe 
zur Arbeit‹ fortzuschreiben und weiterzuentwickeln«. Die-
ser Antrag wurde einstimmig beschlossen, d.h. auch mit den 
Stimmen des damaligen CDU-Fraktionsvorsitzenden und des 
Ersten Bürgermeisters Ole von Beust. Gleiches gilt für den 
Antrag »Ausweitung der Sozialberichterstattung«, mit dem 
der Senat aufgefordert wurde, im dritten Hamburger Armuts-
bericht den Komplex »verdeckte Armut« sowie die »Vertei-
lung von Einkommen und Vermögen« aufzunehmen. Doch die 
CDU und die schwarz-grüne Koalition hatten wenig Neigung, 
diesen Wünschen etlicher zivilgesellschaftlicher Organisati-
onen wie Gewerkschaften, Sozialverbände, Kirchen, Migran-
tInnenorganisationen zu folgen und endlich ein realistisches 
Bild der sozialen Spaltung vorzulegen.

Warum setzte sich die SPD – massiv unterstützt von der 
Linkspartei – für eine vernünftige Berichterstattung ein? »Die 
Sozialberichterstattung bildet eine wesentliche Grundlage für 

Su
pp

en
kü

ch
e 

au
f d

em
 H

ac
hm

an
np

la
tz

 2
01

3 
(M

. J
oh

o)



DIE LINKE.Fraktion in der Hamburgischen Bürgerschaft Sudmann/Golke | BürgerInnenbrief 22.1.2014 Seite 12 

Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Tim Golke (040/28 57 69 10 | tim.golke@
linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

die politische Vorsorge und Reaktion auf soziale Problemla-
gen und die Entwicklung notwendiger sozialpolitischer Maß-
nahmen und Leistungen. 

Der vom Senat vorgelegte Lebenslagenbericht vom 
26.11.2007 greift hier nicht weit genug, weil er die Beschrei-
bung der sozialen Lage nicht mit der Darstellung der sozialpo-
litischen Steuerungsinstrumente und ihrer Wirksamkeit ver-
knüpft. Gerade im Bereich der Bekämpfung von Armut und 
Arbeitslosigkeit gibt es für unterschiedliche Zielgruppen wie: 
Menschen mit Migrationshintergrund, Ausbildungslose, Ju-
gendliche, Langzeitarbeitslose, Berufsrückkehrerinnen und 
Berufsrückkehrer, Alleinerziehende, ältere Arbeitslose, Men-
schen mit Behinderung, Existenzgründerinnen und Existenz-
gründer et cetera, unterschiedliche und auf ihre speziellen 
Bedürfnisse zugeschnittene Maßnahmen und Leistungen. Die 
Notwendigkeit, die tatsächliche Wirksamkeit und den Nutzen 
dieser Maßnahmen für die jeweiligen Zielgruppen zu evaluie-
ren, wird zusehends erkannt.«

Hamburg braucht vor dem Hintergrund der vielfältigen 
Aufgabenstellungen eine neue Sozialpolitik, die verantwor-
tungsvoll die weiterhin existierenden und sich weiter ver-
schärfenden Probleme aufgreift. Hamburg braucht eine So-
zialpolitik, die in einen offenen, transparenten Dialog mit 
Politik und Gesellschaft tritt, um so nachhaltige Lösungen 
zu entwickeln, und die heute die notwendigen Weichenstel-
lungen für eine bessere Zukunft vornimmt.

Eine ausführlichere Positionsbestimmung von 
Joachim Bischoff und Bernhard Müller zum neuen 
Lebenslagenbericht gibt es in ihrem im Januar 2014 
veröffentlichten Beitrag »Hamburg: Verhärtung 
der sozialen Spaltung« (www.vorort-links.de/fi le-
admin/users/nordlinks/pdf-dateien/Bischoff_Mu-
eller_Soziale_Spaltung_in_HH_2013.pdf)

Hamburg-Mitte: Großstadt im Querschnitt
Von Bernhard Stietz-Leipnitz, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Mitte

»Der Bezirk teilt das Gebiet Hamburgs horizontal von der 
östlichen (Mümmelsmannsberg) bis zur westlichen Landes-
grenze (Finkenwerder). Zu diesem Bezirk gehört der größte 
Teil des Hamburger Hafens und auch der 120 Kilometer ent-
fernte, aus drei vor Cuxhaven in der Elbmündung gelegenen 
Inseln bestehende, Stadtteil Neuwerk.« (Wikipedia)

Mit knapp 300.000 EinwohnerInnen und einer Fläche von 
über 142 qkm kann es der Bezirk mit vielen deutschen Groß-
städten aufnehmen. Umso bedauerlicher ist es, dass es keine 
wirkliche kommunale Selbstverwaltung gibt, sondern die 
meisten bezirklichen Angelegenheiten im Rathaus der Stadt 
zentral geregelt und entschieden werden.

Die Bezeichnung Hamburg-Mitte ist dadurch gerechtfer-
tigt, dass die historische Kernstadt mit den Stadtteilen Alt-

stadt und Neustadt zum Bezirk gehört, ebenso wie inzwischen 
auch »eines der markantesten Stadtentwicklungsvorhaben in 
Wasserlage weltweit« (Stadteigenwerbung), die HafenCity, als 
Erweiterung der Kernstadt. Und da sind wir gleich bei einem 
der Probleme: Die Entwicklung der HafenCity, die Fortschrei-
bung des Masterplans wie die Erstellung von Bebauungsplä-
nen liegt nicht in Händen des Bezirks, sondern bei der Be-
hörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU). Die Probleme 
mit den fertig gestellten Quartieren (Lärm, Verkehr, fehlende 
Nahversorgung etc.) werden dann allerdings beim Bezirk ab-
geladen.

Ansonsten fi nden sich im Bezirk Szeneviertel wie St. Pauli 
und St. Georg, große, teilweise sehr dicht besiedelte Wohnge-
biete von Borgfelde bis Mümmelmannsberg, fast reine Indus-
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trie- und Gewerbefl ächen im Hafen (Kleiner Grasbrook, Stein-
werder, Waltershof, dort herrscht nahezu unumschränkt die 
Hamburg Port Authority [HPA, auch gerne als »achter Bezirk« 
bezeichnet]), gemischte Gebiete wie Hammerbrook, Rothen-
burgsort, Veddel und Wilhelmsburg, dazu fast dörfl iche Struk-
turen in Teilen von Finkenwerder und am Rand von Billstedt. 
Zwei große Industrieanlagen befi nden sich im Bezirk außer-
halb des Hafengebietes: »Aurubis« (ehemals Norddeutsche Af-
fi nerie) auf der Veddel bzw. Peute und »Airbus« in Finkenwer-
der. Am Rande von Rothenburgsort hin nach Billbrook, auf 
der Peute und am Westrand von Wilhelmsburg gibt es Logi-
stikfl ächen mit entsprechendem Verkehrsaufkommen.

In der inneren Stadt konzentrieren sich die Einrichtungen 
der »Hochkultur« – Deutsches Schauspielhaus, Thalia-Thea-
ter und Staatsoper, an deren Rand die Vergnügungseinrich-
tungen von St. Pauli und zum Teil St. Georg.

Die Armutsquote liegt deutlich über dem Hamburger 
Durchschnitt, fast die Hälfte aller Kinder unter sieben Jahren 
ist auf Sozialleistungen angewiesen. Von knapp 27.000 geför-
derten mietpreisgebundenen Wohnungen im Bezirk werden 
bis 2017 fast 6.000 aus der Mietpreisbindung fallen.

Politisch ist Hamburg-Mitte seit Jahrzehnten eine Hochburg 
der eher rechten SPD, diese wiederum wird seit vielen Jahren 
vom Bundestagsabgeordneten Johannes Kahrs, dem Sprecher 
des konservativen »Seeheimer Kreises« und Rüstungslobby-
isten, straff geführt. Zurzeit hat die SPD nach dem Übertritt 
einer FDP-Abgeordneten in der Bezirksversammlung eine ab-
solute Mehrheit von 26 Mandaten (von 51). Aber auch DIE 
LINKE ist in Mitte mit einem Stimmenanteil von ca. 10% über-
durchschnittlich stark.

Auftrag und Verpfl ichtung also für die fünfköpfi ge Frak-
tion der LINKEN in der Bezirksversammlung. Schwerpunkte 
unserer Arbeit waren und sind die Wohnungspolitik, die Ju-
gendhilfe sowie die Auseinandersetzung mit den Großpro-
jekten des vergangenen Jahres, der Internationalen Bauaus-
stellung (IBA) sowie der internationalen gartenschau (igs), 
beide auf der Elbinsel Wilhelmsburg.

In Sachen Wohnungsbau ist zunächst festzustellen, dass 
das zuständige Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung bei 

der Erstellung des Wohnungsbauprogramms auf der Grund-
lage des »Vertrags für Hamburg« ausgezeichnete Vorarbeit ge-
leistet hat und ein guter Überblick über die Stadtteile und 
ihre Potenziale vorliegt. Leider bedeutet das überhaupt nicht, 
dass auch tatsächlich Wohnungen gebaut werden, schon gar 
nicht geförderte, mietpreisgebundene Wohnungen in der er-
forderlichen Anzahl. Selbst das »Potenzial« im Wohnungsbau-
programm 2013 beinhaltet lediglich 4.200 geförderte Woh-
nungen bis 2017 gegenüber knapp 6.000 Wohnungen, die real 
aus der Bindung fallen werden. In Anbetracht von 41% Ham-
burger Haushalten, die Anspruch auf eine Wohnung im er-
sten Förderweg (seit dem 1. Januar 2014 eine Anfangs-Netto-
kaltmiete von 6,10 Euro) hätten, wird deutlich, dass die vom 
Senat hochgelobte Anstrengung in Sachen Wohnungsbau bei 
weitem nicht ausreicht.

Darüber hinaus entfallen immer mehr bezahlbare Woh-
nungen in den Vierteln der inneren Stadt, selbst wenn inzwi-
schen – u.a. auf Druck der LINKEN – neben der südlichen 
Neustadt auch St. Pauli und St. Georg durch eine Soziale Er-
haltensverordnung vor Luxusmodernisierung und Umwand-
lung weitgehend geschützt sind. Das ändert aber nichts da-
ran, dass der real existierende Kapitalismus diese Viertel als 
Spekulationsgebiet entdeckt hat und die Mieten sich bei Neu-
vermietungen zum Teil massiv erhöhen. Deshalb muss drin-
gend eine ernsthafte Mietpreisbremse her! Und die von Spe-
kulation bedrohten Viertel, z.B. Borgfelde, Hamm und Teile 
von Wilhelmsburg, müssen rechtzeitig, d.h. sofort, Soziale Er-
haltensverordnungen bekommen, bevor der Verdrängungs-
prozess zu galoppieren beginnt. 

Umso schlimmer, wenn die Mehrheitsfraktion dann Bau-
herren, die im ersten Förderweg bauen wollen (wie z.B. die 
SAGA an der Washingtonallee), auffordert, doch mindestens 
auch im 2. Förderweg zu bauen (Anfangsmiete 8,20 Euro), es 
gäbe doch dort schon so viele »Sozialwohnungen«. In der in-
neren Stadt wird oftmals gleich auf geförderte Wohnungen 
verzichtet, weil es in Anbetracht der Grundstückspreise nicht 
zumutbar bzw. möglich sei. Das trifft z.T. sogar zu, was wie-
derum mit den Förderkriterien der Investitions- und Förder-
bank (IFB, der ehemaligen Wohnungsbaukreditanstalt) zu tun 
hat. Die allerdings werden von der Bürgerschaft gesetzlich 
geregelt!

Und schlimm auch, dass der Bezirk sich auf Anfrage der 
LINKEN nicht in der Lage sieht, zeitnah Auskunft darüber zu 
erteilen, wie viele geförderte bzw. frei fi nanzierte Wohnungen 
denn tatsächlich seit 2011 entstanden sind. Wir wollen und 
werden das ändern: Wir haben beantragt, dass die erforder-
lichen Statistiken geführt und veröffentlicht werden. Wir for-
dern, dass endlich der »Drittelmix« aus dem Vertrag für Ham-
burg verschwindet. Frei fi nanzierter Wohnungsbau braucht 
ebenso wenig politische Förderung wie der Bau von Eigen-
tumswohnungen, das regelt das Profi tinteresse der Immobili-
enbranche ganz allein. Wir brauchen klare Regeln und Ziele 
wie in Eimsbüttel (siehe BürgerInnenbrief vom 28.11.2013): 
30% Anteil öffentlich geförderter Wohnungen bei jedem Vor-
haben, 50% Anteil öffentlich geförderter Wohnungen bei Vor-
haben im Rahmen eines neuen Bebauungsplans sowie 100% 
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Anteil öffentlich geförderter Wohnungen bei Liegenschaftsfl ä-
chen.

Konkret streiten wir in Mitte um viele Bauprojekte, u.a. 
die Absicht der Genossenschaft vhw, am Elisabethgehölz in 
Hamm mehr als 100 Wohnungen abzubrechen und durch Neu-
bauten zu ersetzen, nachdem sie selbst nicht unerheblich zum 
schlechten Zustand der Häuser beigetragen hat. Wir waren 
die ersten, die in der Bezirksversammlung die MieterInnenin-
teressen thematisiert haben. Ähnlich sieht es bei den ESSO-
Häusern aus: Wir haben uns von vornherein gegen den beab-
sichtigten Abriss durch die Bayerische Hausbau gewandt und 
sind wie die Initiative der Meinung: Kaputtbesitzen darf sich 
nicht lohnen! Wir wenden uns grundsätzlich gegen den wei-
teren Bau von Eigentumswohnungen in von Gentrifi zierung 
bedrohten Vierteln.

Soziale und städtebauliche Problemlagen fi nden sich in 
Mitte häufi ger als anderswo, was sich darin niederschlägt, 
dass es insgesamt 18 aktive Sanierungs-, Themen- und Förder-
gebiete im Bezirk gibt, die jeweils mit entsprechenden Betei-
ligungs- und Beiratsstrukturen ausgestattet sind. Die ermög-
lichen es den BürgerInnen, ihre Anregungen und Vorschläge 
direkt an die Verwaltung zu leiten. Nach gegenwärtiger Re-
gelung ist die Existenz der Beiräte aber direkt an fl ießende, 
zeitlich befristete Fördermittel geknüpft, sodass viele davon 
bedroht sind. Auch das wollen wir gemeinsam mit dem Netz-
werk der Hamburger Stadtteilbeiräte ändern, mit entspre-
chenden Anträgen in der Bezirksversammlung, aber auch in 
der Bürgerschaft.

Im Bereich der Jugendhilfe gab und gibt es ebenfalls viel 
zu tun, vor allem wegen der tragischen Todesfälle von Kin-
dern im Bezirk. Wir haben versucht, unaufgeregt zur Aufklä-
rung beizutragen und gemeinsam nach Wegen zu suchen, wie 
solche Ereignisse vermieden werden können. 

Klar ist für uns dabei, dass an vorderster Stelle die Kon-
takte von Mensch zu Mensch stehen müssen, das kann den 
betroffenen Familien helfen, während ein verbessertes Be-
richtswesen ohne direkte Kommunikation allenfalls bei der 

Suche nach Sündenböcken bzw. »Schuldigen« helfen kann. 
Und ebenso klar ist, dass es im Bereich der Allgemeinen So-
zialen Dienste (ASD) gerade im Bezirk Mitte keinerlei Kür-
zungen geben darf.

Großes Thema war und ist auch der im Rahmen der allge-
meinen Kürzungspolitik erfolgende schleichende Abbau der 
Offenen Kinder- und Jugendarbeit, die wegen der zeitlich er-
weiterten Schulangebote angeblich nicht mehr nötig sei. Wir 
setzen uns dafür ein, die entsprechenden Träger und Projekte 
weiter zu unterstützen, die Kinder im Bezirk Mitte brauchen 
diese Angebote!

Lange und intensiv haben uns die Randerscheinungen der 
Großprojekte IBA und igs beschäftigt. Die LINKE hat immer 
wieder gefragt, welche ökologischen Verbesserungen denn 
durch das Fällen tausender Bäume erzielt werden, erklärt hat 
uns das niemand. Unser Antrag, den Menschen aus der un-
mittelbaren Umgebung den Besuch ihres Inselparks während 
der igs zu ermäßigten Preisen zu ermöglichen, wurde selbst-
verständlich abgelehnt. Das Defi zit von 25 Millionen Euro 
kam trotzdem. Und jetzt geht es aktuell darum, den Inselpark 
auch wirklich wieder zu öffnen, einige wollen ihn offenbar 
als eingezäuntes Gelände erhalten. So geht es nicht!

Im Rahmen der IBA sollte die Wilhelmsburger Reichsstraße 
verlegt und autobahnähnlich ausgebaut werden – der Wider-
stand der WilhelmsburgerInnen hat das bisher verhindert, 
dennoch sind die Pläne nicht vom Tisch – auch wir bleiben 
dran. So sehr einige Projekte der IBA z.B. im Bildungsbereich 
wie der »Energiebunker« auch zu begrüßen sind, überwiegt 
letztendlich doch die Kritik. In manchen Quartieren ist be-
reits der Anfang von Verdrängung zu beobachten, erste Stra-
ßen und Wohnblocks geraten ins Visier der SpekulantInnen. 
Dem gilt es zu wehren, z.B. durch den baldigen Erlass von So-
zialen Erhaltensverordnungen für einzelne Quartiere.

DIE LINKE und ihre Bezirksfraktion werden gebraucht in 
Hamburg Mitte. Und wir machen uns keine Sorgen, dass uns 
die Arbeit als Opposition ausgeht!
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Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Bürger Innenbrief per E-Mail bezie-
hen oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie eine kurze Mail an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder tim.
golke@linksfraktion.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Buce rius str. 2, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Tim Golke MdHB, Borgfelder Straße 83, 20537 Hamburg.

Kulturtipp: Gegen das Vergessen

Der Jahrestag der Befreiung des Konzentrations- und Vernich-
tungslagers Auschwitz durch die Rote Armee am 27. Januar 
1945 wird weltweit und auch in Hamburg seit langem mit 
Veranstaltungen in Erinnerung gehalten. Gegen das Verges-
sen ist auch die Veranstaltung des Auschwitz-Komitees am 
Sonntag, den 26. Januar, um 13 Uhr im »Polittbüro« (Stein-
damm 45) gerichtet. »Wir haben überlebt!«, darüber berich-
ten ZeitzeugInnen und legen Zeugnis ab über Leben, Tod und 
Solidarität in den Zeiten rassistischer und politischer Verfol-
gung im Faschismus.

Drei Überlebende des Holocaust stehen im Mittelpunkt 
dieser Veranstaltung: Esther Bejarano, die die Konzentrati-
onslager Auschwitz und Ravensbrück überlebt hat und vom 
Schicksal ihrer Eltern und der Schwester Ruth berichten wird; 
Steffi  Wittenberg, die mit ihrer Familie rechtzeitig ins süda-
merikanische Exil nach Uruguay fl üchten konnte; Peggy Par-
nass, die zusammen mit ihrem Bruder durch die Kindertrans-
porte nach Schweden und Großbritannien überleben konnte. 
Zudem wird es einen Beitrag von Romani Rose, dem langjäh-
rigen Vorsitzenden des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, 
geben, vorgetragen von Frieda Larsen, die als Kind die Verfol-

gung der Hamburger Sinti erleben musste. Und die Schauspie-
ler Rolf Becker und Michael Weber lesen aus Bertolt Brechts 
»Flüchtlingsgesprächen«. Für die musikalische Umrahmung 
sorgt das Manusch Weiß Trio (Djangos Erben).

Der Eintritt für diese Veranstaltung ist frei. Rechtzeitiges 
Kommen sichert einen Platz!

Anlässlich des Gedenkens an die Nazi-Greuel laufen in 
Hamburg dieser Tage weitere Veranstaltungen, die sich ins-
besondere um die kürzlich eröffnete Ausstellung zum Thema 
»Euthanasie – Die Morde an Menschen mit Behinderungen 
und psychischen Erkrankungen in Hamburg im Nationalsozi-
alismus« ranken. Die Ausstellung der KZ-Gedenkstätte Neuen-
gamme, die im Rathaus noch bis zum 7. Februar zu sehen ist, 
erläutert vor allem die Zusammenarbeit von Dienststellen der 
NSDAP, Behörden, Ämtern, der Universität, Krankenhäuser, 
Pfl egeheime und Fürsorge-Einrichtungen beim staatlich or-
ganisierten Massenmord. Einzelschicksale visualisieren dies. 
Und auch der erst in den 1980er Jahren einsetzenden Aufklä-
rung über dieses traurige Kapitel der Hamburger Geschichte 
wird Aufmerksamkeit gezollt. Mehr Infos unter www.kz-ge-
denkstaette-neuengamme.de.

A
us

ch
w

it
z 

– 
O

rt
 d

es
 V

er
br

ec
he

ns
 g

eg
en

 d
ie

 M
en

sc
hl

ic
hk

ei
t, 

20
13

 (F
ot

o:
 M

. J
oh

o)
 




